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LSAP - Fraktion trifft Vorstand des „Syndicat des P&T“ 

 

Kürzlich empfingen einige Abgeordnete und Mitarbeiter der LSAP-Parlamentsfraktion 
eine Delegation der Gewerkschaft der Postbediensteten (Syndicat des P&T) zu einem 
Meinungsaustausch über aktuelle Entwicklungen im Post- und Telekommunikations-
wesen. 

Dabei kam insbesondere die von der EU-Kommission für Anfang 2009 geplante 
vollständige Liberalisierung der Postdienste zur Sprache, die erhebliche Auswirkungen 
auf den heimischen Markt für Postdienstleistungen, den Universaldienst und das 
Luxemburger Postunternehmen haben könnte. Während sich die privaten Anbieter die 
Rosinen auf dem Markt herauspicken könnten, sei die flächendeckende Versorgung der 
Bevölkerung mit Postdiensten dauerhaft nicht gewährleistet. Die von der EU-
Kommission vorgeschlagenen finanziellen Mechanismen zur Absicherung des 
Universaldienstes seien unausgegoren. Ähnliche Systeme in verschiedenen 
europäischen Ländern hätten ihre Ineffizienz bereits unter Beweis gestellt, so die 
Vertreter der Postgewerkschaft. 

LSAP-Fraktionspräsident Ben Fayot erinnerte daran, dass sich die LSAP in der 
Vergangenheit stets für den Erhalt eines integrierten Postunternehmens sowie für die 
Sicherstellung des Universaldienstes im Interesse der Postkunden stark gemacht habe. 
Solange nicht geklärt sei, wie der Universaldienst im Rahmen einer vollständigen 
Liberalisierung qualitativ hochwertig und zu demokratischen Tarifen gewährleistet 
bleiben könne, solle von einer Aufhebung des Briefmonopols für Sendungen unter 50 
Gramm abgesehen werden, so Fayot weiter. Die LSAP unterstütze ein entsprechendes 
Vorgehen der luxemburgischen Regierung auf europäischer Ebene. 

Die Vertreter der Gewerkschaft der Postbediensteten brachten ebenfalls ihre Besorgnis 
bezüglich der Umstrukturierung innerhalb des Postunternehmens zum Ausdruck, die zu 
einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und des allgemeinen Betriebsklimas 
geführt habe, und unter der die Qualität der angebotenen Dienste leide. 
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